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Kurzfassung 

Im vorliegenden siebten Jahresbericht der Begleitforschung können für den Zeitraum bis 

zum Berichtsjahr 2011 datengestützte Aussagen zum Stadtumbaugeschehen in 35 der 42 

Städten und in 146 Fördergebieten gemacht werden. Dies ist Dank der kontinuierlichen 

Mitwirkung der Verantwortlichen in den Stadtumbaustädten bei der Zusammenstellung 

der jährlich angefragten Monitoringdaten möglich. Darüber hinaus haben alle 42 Städte an 

der zweiten Befragung zum Einsatz der Aufwertungsmittel teilgenommen, so dass in die-

sem Jahresbericht erneut eine vertiefende Betrachtung des Stadtumbau-Programmbe-

reichs Aufwertung möglich ist (die Ergebnisse der ersten Befragung zur Aufwertung wur-

den im Jahresbericht 2009 veröffentlicht). Wie in den Jahren zuvor wurde auch im Jahr 

2012 der intensive Dialogprozess gemeinsam mit den Verantwortlichen der Kommunen 

und des Landes in Arbeitsgruppensitzungen und Workshops fortgeführt. Die Inhalte sind 

in diesem Bericht dokumentiert. Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse auf der 

Ebene der Gesamtstädte sowie der Fördergebiete zusammengefasst. 

a) Die Entwicklung in den Stadtumbaustädten 

Die Auswertung der Monitoringdaten des aktuellen Berichtsjahres 2011 verdeutlicht, dass 

in den untersuchten Stadtumbaustädten immer noch sehr unterschiedliche Ausgangsbe-

dingungen für die weitere Stadtentwicklung vorliegen, da erhebliche Unterschiede hin-

sichtlich der Baualtersstruktur und des Sanierungsstandes bestehen. Die im vorliegenden 

Jahresbericht erstmalige Auswertung der Monitoringdaten der Berichtsjahre 2005 bis 

2011 zeigt in den untersuchten Stadtumbaustädten eine deutliche Verringerung der Zahl 

der Nachkriegsbauten ab 1948. Diese strukturelle Veränderung ist insbesondere dem ge-

förderten Rückbau der Plattenbauten geschuldet. Gleichzeitig ist insgesamt eine Steige-

rung des Anteils vollsanierter Wohnungen um 12 Prozentpunkte festzustellen (weitere dif-

ferenzierte bzw. kombinierte Aussagen hinsichtlich der Gebäudetypen sind aus den Moni-

toringdaten nicht ablesbar). 

Im Ergebnis hat nur noch ein Drittel aller untersuchten Städte (10 von 30) einen Platten-

bauanteil von über 30 Prozent. In einem weiteren Drittel (10 von 30) liegt er bereits unter 

20 Prozent aller Wohnungen. Neben einigen wenigen Städten mit einem überdurch-

schnittlich hohen Altbauanteil von über 50 Prozent (5 von 30) gibt es auch einige Städte 

(6 von 30), die durch einen hohen Anteil von über 30 Prozent an Wohnungen in Nach-

kriegsbauten (1948-1989, ohne Plattenbau) geprägt sind. Die Städte müssen ihre Strate-

gien zum Leerstandsabbau dementsprechend unterschiedlich ausrichten, natürlich auch 

je nachdem in welchen Gebäudesegmenten sich der Leerstand konzentriert oder erwartet 

wird.  
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Die Zahl der Einwohner hat in den Stadtumbaustädten im Zeitraum 2000-2011 um durch-

schnittlich 15 Prozent (Medianwert) abgenommen. Damit lagen die realen Einwohnerver-

luste weiter deutlich über den erwarteten Entwicklungen. Dies gilt nicht für die beiden 

Großstädte Halle und Magdeburg, da hier der Wanderungssaldo seit dem Berichtsjahr 

2009 positiv ausfällt (insbesondere auch durch Zuzüge von Studenten). Besonders starke 

Einwohnerverluste haben hingegen die Kleinstädte zu verzeichnen. Somit führen die be-

ständigen Einwohnerverluste insbesondere in den Klein- und Mittelstädten zu einem ver-

mehrten Leerstand von Wohnungen.  

Für die 42 Stadtumbaustädte standen im Berichtsjahr 2011 mit 29,4 Mio. Euro insgesamt 

etwas geringere Summen aus dem Programm Stadtumbau Ost als in den Vorjahren be-

reit. Davon entfielen rund zwei Drittel auf die Aufwertung und knapp ein Drittel auf den 

Rückbau. Im gesamten Zeitraum 2002-2011 liegt der Anteil der Rückbaumittel jedoch im-

mer noch über dem Anteil der Aufwertungsmittel. Dies ist den hohen Rückbausummen 

geschuldet, die vor allem in den Jahren 2003 bis 2007 in die beiden Großstädte flossen. 

Aufgrund der zum Programmstart vorliegenden erheblichen Mengen leer stehender Woh-

nungen war diese inhaltliche und räumliche Schwerpunktsetzung auch richtig.  

Mit dieser starken Konzentration der Fördermittel auf den Rückbau in den Anfangsjahren 

des Programms reagierte das Land Sachsen-Anhalt auf seine hohen Leerstände und er-

zielte beachtliche Erfolge bei der Beseitigung überflüssiger Wohngebäude. In der Summe 

haben die Städte, die zum Start des Programms eine hohe Leerstandsbetroffenheit hat-

ten, im Zeitraum 2002-2011 deutlich mehr Fördermittel für den Rückbau als für die Auf-

wertung eingesetzt. Gleichzeitig wurden in der Summe der Städte mit einer vergleichs-

weise geringen Leerstandsbetroffenheit überwiegend Aufwertungsmaßnahmen finanziert.  

In den wenigen Städten, die trotz einer hohen Leerstandsbetroffenheit zum Ausgangs-

zeitpunkt ihren Schwerpunkt im gesamten Förderzeitraum nicht auf den Rückbau gelegt 

haben, hat sich die Leerstandsquote bis zum aktuellen Betrachtungszeitpunkt erhöht oder 

stagniert auf hohem Niveau. Eine Ausnahme davon stellen die beiden Städte Gardelegen 

und Naumburg dar, wo die Leerstandsquoten trotz einer deutlichen Schwerpunktsetzung 

auf die Aufwertung erheblich gesenkt werden konnten (ein möglicher Erklärungsgrund ist 

der relativ hohe Altbauanteil in beiden Städten, der einen umfangreichen Rückbau er-

schwert und eine deutliche Schwerpunktsetzung auf die Aufwertung als passende Strate-

gie nahelegt).  

Insgesamt sind in den 42 Stadtumbaustädten im Zeitraum 2002-2011 rund 66.000 Woh-

nungen rückgebaut worden. Dennoch konnten nur zwei der 42 Städte ihren zum Pro-

grammstart gemessenen Leerstand vollständig abbauen und lediglich neun Städte haben 

ihre bis zum Jahr 2010 gesetzten Rückbauziele erreicht. Die (noch) nicht erreichten 
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Rückbauziele erklären sich überwiegend aus dem abnehmenden Rückbautempo der letz-

ten Jahre, denn im Berichtsjahr 2011 wurden in allen Städten zusammen nur noch knapp 

1.600 Wohnungen vom Markt genommen. Durch die weiter sinkenden Einwohner- und 

Haushaltszahlen sind zusätzlich aber auch neue Leerstände entstanden (dies trifft auf die 

Klein- und Mittelstädte stärker als auf die Großstädte zu), die die Bilanz der Umsetzung 

der Rückbauziele ebenfalls schmälern. 

Spiegelbildlich zum Rückgang der Rückbaumittel haben seit 2007 die Aufwertungsvorha-

ben ein größeres Gewicht erlangt. Die Erfolge bzw. Einsatzbereiche der Aufwertungsför-

derung sind aber nicht so einfach an quantitativen Indikatoren ablesbar  wie beim Rück-

bau. Aus diesem Grund wurde durch die Begleitforschung bei den 42 Städten der Einsatz 

der Aufwertungsmittel in einer ergänzenden Befragung im Jahr 2012 erhoben. Die Auf-

wertungsmaßnahmen wurden größtenteils durch die Kommunen realisiert (70 Prozent) 

und nur zu einem deutlich geringeren Anteil durch die Organisierte Wohnungswirtschaft 

(11 Prozent) oder von Privateigentümern (11 Prozent) als Träger umgesetzt. Als Maß-

nahmenschwerpunkte können insgesamt klar die Bereiche "Aufwertung/Umbau Gebäu-

desubstanz" und "Verkehrs- und technische Infrastruktur" identifiziert werden. Die Berei-

che "Aufwertung/Umbau Gebäudebestand" und "Soziale Infrastruktur" gewinnen im Ver-

lauf der Programmjahre 2002-2012 an Bedeutung, der Bereich "Verkehrs- und technische 

Infrastruktur" nimmt ab. 

Von den eingesetzten Mitteln für den gesamten Bereich "Aufwertung und Umbau der Ge-

bäudesubstanz" floss knapp die Hälfte in öffentliche Gebäude und nur ein Viertel wurde 

bei den Wohngebäuden eingesetzt. Von diesen Mitteln für die "Modernisierung und In-

standsetzung von Wohngebäuden" (rund 28 Mio. Euro) profitierte vor allem die Organi-

sierte Wohnungswirtschaft (54 Prozent), wohingegen in die Wohngebäude im kommuna-

len Besitz (14 Prozent) und privatem Eigentum (26 Prozent) vergleichsweise geringe An-

teile flossen (von allen Aufwertungsmitteln insgesamt wurden für die "Modernisierung und 

Instandsetzung von Wohngebäuden" privater Eigentümer nur knapp 3 Prozent ausge-

reicht). Unter Berücksichtigung, dass von den Mitteln für die Aufwertung und den Umbau 

der Gebäudesubstanz ein nicht unerheblicher Teil auch noch in die Erstellung neuer Ge-

bäude fließt (20 Prozent), wird deutlich, dass der unmittelbare Beitrag des Programms zur 

Reduzierung des Leerstandes durch die direkte Wiederbewohnbarmachung von Woh-

nungen begrenzt ist. Der Einsatz der Mittel setzt stärker auf indirekte Wirkungen (durch 

die Verbesserung des Wohnumfeldes sowie der verkehrlichen und der sozialen Infrastruk-

tur).  

Es wäre jedoch eine sehr eingeschränkte Sichtweise, zur Bewertung der Aufwertungs-

maßnahmen innerhalb der Stadtumbau-Fördergebiete nur die eingesetzten Fördermittel 

aus dem Programm Stadtumbau Ost zu analysieren. Innerhalb der Stadtumbau-Förder-
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gebiete werden für alle realisierten bzw. bewilligten Aufwertungsmaßnahmen insgesamt 

rund 70 Prozent der Gesamtkosten durch Fördermittel abgedeckt (Fördermittel jeweils in-

klusive kommunaler Eigenmittel). Je nach Aufwertungsbereich sind die Fördermittelanteile 

unterschiedlich hoch ausgeprägt (93 Prozent für Verbesserung öffentlicher Raum/Wohn-

umfeld, 59 Prozent für Aufwertung/Umbau Gebäudebestand). Von diesen insgesamt ein-

gesetzten Fördermitteln stammt wiederum nur ein gutes Viertel aus dem Programm Stadt-

umbau Ost (28 Prozent). Die weiteren Fördermittel für die Aufwertungsmaßnahmen wer-

den überwiegend durch die anderen Städtebaufördermittel abgedeckt, insbesondere 

durch die beiden Programme Städtebauliche Sanierung und Entwicklung (28 Prozent) und 

Städtebaulicher Denkmalschutz (21 Prozent).  

Die verschiedenen Schwerpunktsetzungen beim Einsatz der Stadtumbaumittel und die 

unterschiedlich stark sinkenden Einwohner- und Haushaltszahlen (Klein- und Mittelstädte 

stärker als Großstädte) wirken sich auf die absolute Leerstandsentwicklung und die Leer-

standsquoten aus. Zwar zeigt sich für die Summe der Städte im Land Sachsen-Anhalt ei-

ne Abnahme der Zahl der leer stehenden Wohnungen, die Entwicklung verläuft aber in 

den einzelnen Städten sehr unterschiedlich. Im Land konnte rund die Hälfte des Aus-

gangsleerstands abgebaut und zwei Drittel des in den Stadtentwicklungskonzepten von 

2001 geplanten Rückbaus umgesetzt werden. Aber nur in der Hälfte der untersuchten 

Städte (17 von 34) konnte die Leerstandsquote seit 2001 um mehr als einen Prozentpunkt 

gesenkt werden. In zehn Städten stagniert die Leerstandsquote und in sieben Städten ist 

sogar ein Anstieg der Leerstandsquote um mehr als einen Prozentpunkt zu beobachten. 

Im Vergleich zum vorherigen Berichtsjahr 2011 muss festgestellt werden, dass sich die 

Leerstandsquoten in immerhin zehn von 34 Städten erhöht haben (davon in zwei Städten 

um mehr als einen Prozentpunkt). In neun dieser zehn Städte handelt es sich um eine er-

neut angestiegene Leerstandsquote, da im Zeitraum der letzten Jahre zwischenzeitlich 

schon eine niedrigere Leerstandsqoute erreicht werden konnte. 

Per Saldo ist in den Stadtumbaustädten von Sachsen-Anhalt zwar eine Abnahme der 

Leerstandsquoten zu verzeichnen, aber in der Hälfte der Stadtumbaustädte verläuft der 

Prozess eher schleppend (insbesondere in den Kleinstädten). Im Betrachtungszeitraum 

des Monitorings 2005-2011 konnte nur in den Plattenbaubeständen der absolute Leer-

stand reduziert werden. In allen anderen Gebäudealtersgruppen hat der Leerstand zuge-

nommen. Dabei ist in den Altbaubeständen eine Leerstandszunahme sowohl bei den un-

sanierten als auch den vollsanierten Wohnungen zu registrieren. Auch in den Nachkriegs-

bauten (ohne Plattenbau) ist eine absolute Zunahme vollsanierter leer stehender Woh-

nungen zu beobachten. 

Da der Leerstand bei vielen der kommunalen Gesellschaften und Wohnungsgenossen-

schaften bereits reduziert werden konnte, nimmt hier die Bereitschaft zum Rückbau ab. 
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Durch den Leerstandsabbau in den Beständen der Organisierten Wohnungswirtschaft 

konzentriert sich der Leerstand zunehmend im privaten Bereich (absolute und relative Zu-

nahme). Für den privaten Bereich hat das Programm bisher noch zu wenige Handlungs-

impulse ausgesandt. Die Folge ist, dass sich in den Beständen der privaten Eigentümer 

die Leerstandsquote weiter erhöht hat. Die Auswertungen der Monitoringdaten zeigen, 

dass sich insbesondere in den beiden Großstädten über zwei Drittel der leer stehenden 

Wohnungen in Privatbesitz befinden (70 Prozent). Im Gegensatz zu den Mittelstädten, in 

denen auch der absolute Leerstand in Privatbesitz überwiegt (57 Prozent), ist der Leer-

stand in den Kleinstädten nahezu gleichmäßig aufgeteilt (Leerstand in Privatbesitz: 47 

Prozent). Bei den leer stehenden Wohnungen in Privatbesitz handelt es sich überwiegend 

um Altbauwohnungen. Gleichzeitig steigt nach Aussage der lokalen Experten auch die 

Zahl an leer stehenden Wohnungen in Großwohnsiedlungen, die an Einzeleigentümer 

oder an Privatinvestoren verkauft wurden.  

b) Die Entwicklung in den Stadtumbaugebieten 

Die insgesamt untersuchten 146 Fördergebiete werden nach ihrer Baualtersstruktur und 

Lage im Stadtraum in vier Gebietstypen unterschieden. Hinsichtlich der Bevölkerungs- 

und Wohnungszahl kommt den Typen "Innenstadt/Altbau" mit 38 Prozent und "Stadtrand 

1970-1989" mit 36 Prozent die größte Bedeutung zu. Im Gebietstyp "Innenstadt/Altbau" 

liegt der Anteil der Wohngebäude, die vor 1948 gebaut worden sind, bei knapp 70 Prozent 

und rund zwei Drittel aller Wohnungen sind voll saniert. Im Gebietstyp "Stadtrand/1970-

1989" überwiegen die Wohnungen in Plattenbauweise, hier ist nur gut die Hälfte voll sa-

niert. Hohe Anteile an Wohnungen in Plattenbauweise sowie in Beständen aus der Zeit 

zwischen 1948 und 1989 weisen auch die Fördergebiete des Gebietstyps "Innen-

stadt/Sonstiges" auf.  

In den Gebieten des Typs "Innenstadt/Altbau" verlief die Einwohnerentwicklung seit Pro-

grammstart mit einem Verlust von weniger als 10 Prozent deutlich ausgeglichener als in 

den anderen Gebietstypen. Hingegen hat sich im Gebietstyp "Stadtrand/1970-1989" die 

Bevölkerung um fast ein Drittel reduziert. Auch die soziale Situation stellt sich in den Ge-

bieten des Typs "Innenstadt/Altbau" anhand der untersuchten Indikatoren etwas günstiger 

in Bezug auf eine zukunftsträchtige städtische Entwicklung dar als in den drei anderen 

Gebietstypen. Zur Einschätzung der sozialen Situation wurden neben Indikatoren zur 

Teilhabe am Erwerbsleben auch Indikatoren zur Einwohnerentwicklung (Wanderungsbe-

wegungen, Altersstruktur) herangezogen. 

Während noch bis 2006 die meisten Fördermittel in den Gebietstyp "Stadtrand/1970-

1989" geflossen sind, konnte der Gebietstyp "Innenstadt/Altbau" in den letzten Jahren 
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deutlich aufholen. Inzwischen haben die beiden Gebietstypen im gesamten Förderzeit-

raum 2002-2011 fast die gleichen Fördersummen erhalten. Die Umrechnung der erhalte-

nen Fördermittel auf die Einwohner verdeutlicht aber, dass die Fördergebiete des Ge-

bietstyps "Stadtrand/1970-1989" anteilig bislang am stärksten gefördert wurden. In den 

Gebietstypen gab es im gesamten Förderzeitraum 2002-2011 sehr unterschiedliche 

Schwerpunkte: Im Gebietstyp "Innenstadt/Altbau" wurden drei Viertel der Mittel für die 

Aufwertung verwendet und im Gebietstyp "Stadtrand/1970-1989" flossen mehr als drei 

Viertel in den Rückbau. In den Fördergebieten der beiden anderen Gebietstypen wurden 

die Mittel annähernd paritätisch eingesetzt. Von den Aufwertungsmitteln wurden die Mittel 

für die Sicherung fast ausschließlich im Gebietstyp "Innenstadt/Altbau" eingesetzt. Mittel 

für die Rückführung und Anpassung städtischer Infrastruktur flossen hingegen in alle vier 

Gebietstypen. 

Die auf den Erhebungsergebnissen zu den Einsatzbereichen der Aufwertungsmittel beru-

hende vertiefende Analyse zeigt, dass es zwischen den vier Gebietstypen starke Unter-

schiede gibt. Während in den beiden innerstädtischen Gebietstypen der Bereich "Aufwer-

tung/Umbau Gebäudebestand" dominiert, werden in den anderen beiden Gebietstypen 

am Stadtrand überproportional hohe Anteile für die "Soziale Infrastruktur" eingesetzt.  

Wie hoch der Effekt der geförderten Rückbauten bisher ist, kann mit dem Indikator Rück-

bauerfolge, d. h. dem Anteil der Rückbauten 2002-2011 am Ausgangsleerstand, gemes-

sen werden. Ausgehend vom Leerstand zu Programmstart konnte in allen vier Gebietsty-

pen eine deutliche Verringerung erreicht werden (pro Gebietstyp werden die Quoten der 

Rückbauerfolge der einzelnen Fördergebiete gemittelt). Im Gebietstyp "Stadtrand/1970-

1989" konnte sogar der gesamte Ausgangsleerstand abgebaut werden. Dass in diesem 

Gebietstyp dennoch ein erheblicher Leerstand zum aktuellen Berichtsjahr vorliegt, ist auf 

die zwischenzeitlich seit Programmstart wieder neu entstandenen Leerstände zurückzu-

führen. Bedingt durch die Baualtersstruktur und die Besitzverhältnisse waren die Erfolge 

aber im Gebietstyp "Innenstadt/Altbau" entsprechend geringer (Abbau von rund 40 Pro-

zent des Ausgangsleerstandes). Aufgrund der erheblichen Rückbauerfolge im Gebietstyp 

"Stadtrand/1970-1989" hat sich die Leerstandsquote hier um knapp 7 Prozentpunkte auf 

rund 13 Prozent verringert. In den beiden innerstädtischen Gebietstypen konnte die Leer-

standsquote um 3 bzw. 4 Prozentpunkte gesenkt werden und liegt aktuell bei rund 17 

Prozent. In allen vier Gebietstypen war die Organisierte Wohnungswirtschaft an den 

Rückbauten am stärksten beteiligt. 

Der Großteil aller leer stehenden Wohnungen liegt mit mehr als 33.000 Wohnungen in 

den Fördergebieten des Gebietstyps "Innenstadt/Altbau". Bei diesen Wohnungen handelt 

es sich überwiegend um Altbauten, die sich im Privatbesitz befinden. Mit rund 20.000 

Wohnungen befindet sich ein weiterer großer Anteil des Leerstandes in den Fördergebie-
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ten des Gebietstyps "Stadtrand/1970-1989". Diese leer stehenden Wohnungen sind größ-

tenteils in Plattenbauweise errichtet und befinden sich (noch) überwiegend im Besitz der 

kommunalen Gesellschaften und Wohnungsgenossenschaften.  

c) Würdigung und Ausblick 

Die durch das Programm Stadtumbau Ost bislang erreichten Wirkungen werden noch 

deutlicher, wenn berechnet wird, was ohne den Einsatz des Programms passiert wäre. Da 

die demografische Entwicklung im Land Sachsen-Anhalt im letzten Jahrzehnt deutlich ne-

gativer als erwartet verlief, kam es in den Stadtumbaustädten zu neuen zusätzlich leer 

stehenden Wohnungen. Dass trotz dieses weiteren Anstiegs der Leerstand dennoch ins-

gesamt gesenkt werden konnte, ist eine beachtliche Leistung. Ohne den Einsatz des Pro-

gramms wäre die Leerstandsquote insgesamt nicht um 4 Prozentpunkte auf 13,7 Prozent 

gesunken, sondern wäre auf knapp 21 Prozent angestiegen (hypothetische Leerstands-

quote). Bedingt durch die Rahmenbedingungen wäre die Entwicklung in den Klein- und 

Mittelstädten schlechter als in den Großstädten verlaufen. In den Fördergebieten der bei-

den äußeren Gebietstypen am Stadtrand wäre die Leerstandsquote nicht um 7 bis 9 Pro-

zent gesunken, sondern läge dort bei über 30 Prozent. Auch in den beiden innerstädti-

schen Gebietstypen konnte die Leerstandsquote um immerhin 3 bis 4 Prozentpunkte ge-

senkt werden. Ohne das Programm wäre auch hier die Leerstandsquote weiter angestie-

gen und läge bei über 20 Prozent.  

Trotz dieser Erfolge zeigt die Zahl von rund 100.000 Wohnungen, die in den untersuchten 

34 Stadtumbaustädten des Landes weiterhin leer stehen, dass die Wirkungsmacht des 

Programms nach wie vor begrenzt ist. Die nach den Prognosen bis zum Jahr 2020 erwar-

tete weitere Bevölkerungsabnahme wird zu neuen Leerständen führen. Davon werden 

laut eigener Einschätzung insbesondere die Klein- und Mittelstädte betroffen sein. Um 

den Zielen des Programms ï Schrumpfung von außen nach innen und Stärkung der In-

nen- und Kernstädte ï entsprechen zu können, sind die innerstädtischen Fördergebiete 

besonders zu unterstützen. Bislang sind die Erfolge bei der dauerhaften Reduktion der 

Leerstände gerade in den vom Altbau geprägten Innenstädten noch nicht ausreichend. 

Die hier in jüngerer Zeit vorliegenden positiven Rahmenbedingungen, die sich in einer 

leichten Bevölkerungszunahme und einer steigenden Attraktivität für Familien äußern, 

müssen genutzt werden.  

Damit sich die Innenstädte weiter als Hoffnungsträger der Stadtentwicklung entwickeln 

können, sind die Förderanreize für Sanierungsmaßnahmen sowie für die Sicherung und 

den Erwerb von Altbauimmobilien weiter auszubauen. Maßnahmen zur Aktivierung der 

Eigentümer sind dabei besonders erfolgversprechend (z. B. Eigentümerstandortgemein-
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schaften, Stadtteilmanager / "Kümmerer"). Zu den Themen "Sicherungsmaßnahmen im 

Stadtumbau" und "Energetische Stadtsanierungñ wurden im Jahr 2012 von der Begleitfor-

schung Workshops durchgeführt. Hier wurden anhand verschiedener Praxisbeispiele gute 

Anregungen gegeben, wie z. B. mit einer abgestimmten Aufwertungsstrategie die Themen 

Sicherung und Eigentümeraktivierung verknüpft werden können (Beispiel Halle-Glaucha) 

oder wie eine stärkere Verknüpfung mit dem Denkmalschutz erfolgen kann (Beispiel Lu-

therstadt Eisleben). Die erforderliche energetische Stadtsanierung kann nicht nur durch 

sinnvolle Einzelmaßnahmen, wie z. B. den Umbau von Schulgebäuden im Passivhaus-

standard, erfolgen. Zielführend ist vor allem eine konsistente Stadtentwicklung (Vermei-

dung von dispersem Rückbau), der Einsatz von Energiemanagern sowie die Erarbeitung 

integrierter energetischer Konzepte bzw. die Einbeziehung energetischer Aspekte in die 

integrierten Stadtentwicklungskonzepte. 

Grundsätzlich sollten für den Einsatz der Aufwertungsmittel klare Prioritäten gesetzt wer-

den, die sich auf die Fördergebiete mit Entwicklungsperspektiven konzentrieren. Dazu 

sind integrierte Stadtentwicklungskonzepte sinnvoll, in denen der Einsatz aller Städtebau-

fördermittel abgestimmt und auf die Entwicklung nachhaltiger Bestände konzentriert wird. 
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1. Einführung 

Im Land Sachsen-Anhalt wird der Stadtumbau seit dem Jahr 2006 vom IfS mit einer Be-

gleitforschung unterstützt, deren Kernelement das Stadtumbau-Monitoring darstellt. Diese 

umfasst darüber hinaus die Betreuung der Stadtumbaustädte und ihrer Arbeitsgruppe so-

wie die Durchführung des Erfahrungsaustauschs in Form von Workshops. Hinzu kommen 

zusätzliche Untersuchungen und Erhebungen sowie eine kontinuierliche Öffentlichkeitsar-

beit. Mit diesem nunmehr siebten Jahresbericht stellt die Begleitforschung die Situation 

und Entwicklung des Stadtumbaus im Land Sachsen-Anhalt bis zum Jahr 2011 vor. Die 

Grundlage hierfür bilden in erster Linie die von den Städten zusammengestellten Monito-

ringdaten, die im jährlichen Turnus erhoben werden. Ergänzt werden die Auswertungen 

der Monitoringdaten durch Daten aus der Förderstatistik des Landes Sachsen-Anhalt so-

wie des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt.  

Ziel des Monitorings ist es, die Entwicklungen in den Stadtumbaustädten und damit die 

möglichen Effekte des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost im Land Sachsen-

Anhalt abzubilden. Die teilnehmenden Städte erheben hierfür sowohl Daten für das jewei-

lige gesamte Stadtgebiet als auch für die einzelnen Stadtumbau-Fördergebiete. Im Land 

werden insgesamt 42 Stadtumbaustädte mit Mitteln aus dem Programm gefördert. Mit 

dem Monitoring sollen diese Förderung und ihre Effekte möglichst vollständig abgebildet 

werden. In den letzten Jahren hat sich allerdings gezeigt, dass insbesondere in den klei-

nen Städten, in denen nur wenig Fördermittel in Anspruch genommen werden, der Auf-

wand nicht in einem vertretbaren Verhältnis zum Ertrag gesehen wird. Sechs der eher 

kleineren Städte (unter 15.000 Einwohner) haben sich aus diesem Grund im Berichtsjahr 

2011 nicht an der Datenübermittlung beteiligt. Da aber in diesen kleineren Städten die 

Zahl der Fördertatbestände vergleichsweise gering ist, schmälern diese Ausfälle den Wert 

der erhobenen Daten nicht wesentlich.1 

Dass nunmehr Zahlen aus bereits sieben Jahren vorliegen, erhöht die Aussagekraft des 

Monitorings erheblich und ermöglicht Langzeitvergleiche und Trendabschätzungen. Ins-

besondere Langzeitvergleiche sind jedoch nur möglich, wenn die erforderlichen Daten 

annähernd vollständig vorliegen. Trotz einiger bestehender Lücken soll in diesem Jahres-

bericht dennoch für einzelne Aspekte und Fragestellungen eine Darstellung der einzelnen 

Jahresscheiben zwischen den Berichtsjahren 2005 bis 2011 versucht werden.  

                                                 
1
  Für die Darstellung und Interpretation der Angaben bereitet es hingegen mehr Probleme, wenn es grö-

ßeren Städten nicht gelingt, die Angaben zu den Indikatoren zu übermitteln. Sehr bedauerlich ist des-
halb, dass die Mittelstadt Köthen auch im Berichtsjahr 2011 die Erhebung und Übergabe der Monito-
ringdaten nicht umsetzen konnte. 
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Die im Jahr 2009 erstmals durchgeführte Befragung der Programmverantwortlichen zur 

Mittelverwendung im Bereich Aufwertung wurde durch die Begleitforschung auf Wunsch 

der Arbeitsgruppe Stadtumbau im Jahr 2012 wiederholt. Da die konkrete Mittelverwen-

dung im Bereich Aufwertung im Monitoring und auch in den Förderstatistiken des Landes 

nicht erhoben wird, sind Aussagen dazu nur über eine zusätzliche Befragung möglich. Die 

Befragungsergebnisse geben aufschlussreiche Einblicke in die Struktur der geförderten 

Aufwertungsmaßnahmen und werden im vorliegenden Jahresbericht beschrieben. 

In diesem Jahresbericht werden die Arbeitsstrukturen, der aktuelle Arbeitsstand und die 

durchgeführten Veranstaltungen im Jahr 2012 dargestellt (Kapitel 2). Zunächst werden die 

stadtumbaurelevanten Entwicklungen im Zeitraum 2000-2011 auf der Ebene der Gesamt-

stadt (Kapitel 3) und daran anschließend auch für die Fördergebiete der Stadtumbaustäd-

te (Kapitel 4) analysiert. Ergänzend erfolgt eine Analyse der Prognosen und Bedarfe (Ka-

pitel 5). Der Jahresbericht schließt mit einer zusammenfassenden Bewertung des Stadt-

umbaus in Sachsen-Anhalt (Kapitel 6).  

In den vorangegangenen Jahresberichten wurden der Datenanalyse zum besseren Ver-

ständnis die methodischen Hinweise und Informationen zur Quantität und Qualität der 

Monitoringdaten im Berichtsjahr 2011 sowie zu weiteren genutzten Datenquellen voran-

gestellt. Sie finden diese Angaben, die nicht von denen der vorigen Jahresberichte abwei-

chen, der besseren Vereinbarkeit wegen im Anhang (vgl. Anhang 1). 
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2. Wissenschaftliche Begleitung im Jahr 2012 

Für den inhaltlichen Austausch und die Wissensvermittlung unter den 42 Stadtumbau-

städten2 werden mehrere Arbeitsmethoden und Medien genutzt: Arbeitsgruppen-Treffen, 

Workshops, Jahresberichte, Arbeitshilfen, Sondererhebungen, Befragungen, interaktive 

Homepage sowie individuelle Beratungen. 

2.1 Arbeitsstrukturen 

Für den kontinuierlichen Erfahrungsaustausch existiert die Arbeitsgruppe "AG Begleitfor-

schung Stadtumbau Sachsen-Anhalt", in der zwölf der 42 Stadtumbaustädte (vgl. Abbil-

dung 2.1) und Verantwortliche des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr 

(MLV) sowie Mitarbeiter des IfS vertreten sind. Innerhalb der Arbeitsgruppe hat 2012 die 

Stadt Halle die Funktion der Leitkommune übernommen. Die Arbeitsgruppe kommt 

mehrmals jährlich zu Beratungen zusammen und dient der Abstimmung aller relevanten 

Arbeitsschritte, Aufgaben, Themen und Termine. Über einen E-Mail-Verteiler werden die 

nicht an der AG beteiligten Stadtumbaustädte über die Ergebnisse der Arbeitsgruppensit-

zungen und zu aktuellen Entwicklungen informiert. Im Jahr 2012 fanden fünf Treffen der 

AG statt.  

Über den Kreis der AG hinaus kommen weitere Akteure der Stadtumbaustädte bei den 

mehrmals im Jahr stattfindenden Workshops zusammen. Die Themen der Workshops 

werden jeweils in Abstimmung mit der AG ausgewählt. Themen und Inhalte der im Jahr 

2012 veranstalteten Workshops werden in einem gesonderten Kapitel zusammengefasst 

(vgl. Kapitel 2.3).  

Neben diesen Treffen der beteiligten Akteure im Stadtumbau dient auch die interaktive 

Homepage dem Wissens- und Erfahrungsaustausch (www.stadtumbau-sachsen-

anhalt.de). Auf den Seiten der Homepage finden sich Informationen zum Stadtumbau Ost, 

zum Monitoring, zu den einzelnen Stadtumbaustädten, Dokumentationen der durchge-

führten Veranstaltungen, Veranstaltungshinweise, wichtige Links sowie eine interaktive 

Plattform und ein interner passwortgeschützter Bereich mit geschützten Materialien.  

 

                                                 
2
  Im Rahmen der Kreisreform zum 01.07.2007 wurden die vormals getrennten Städte Bitterfeld und Wol-

fen sowie Dessau und Roßlau zu den Doppelstädten Bitterfeld-Wolfen und Dessau-Roßlau vereinigt. 
Seit dem Berichtszeitraum 2008 hat sich dadurch die Anzahl von 44 auf 42 Stadtumbaustädte reduziert. 

http://www.stadtumbau-sachsen-anhalt.de/
http://www.stadtumbau-sachsen-anhalt.de/
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Im Zeitraum 2003-2010 wurde im Land Sachsen-Anhalt die IBA STADTUMBAU in 20 

Städten durchgeführt (vgl. Abbildung 2.1) und fand mit der Konferenz im Oktober 2010 in 

Halle ihren Abschluss. Aus dem IBA-Büro, welches von der Stiftung Bauhaus Dessau und 

der SALEG Sachsen-Anhaltinische Landesentwicklungsgesellschaft mbH betreut wurde, 

ist im Jahr 2011 das Kompetenzzentrum Stadtumbau hervorgegangen. Die Arbeit des 

Kompetenzzentrums begleitet ein Beirat, in dem auch die Begleitforschung zum Stadtum-

bau vertreten ist. Das Kompetenzzentrum organisiert seit 2012 jährlich zwei Städtenetz-

konferenzen (vgl. dazu Ausführungen in Kapitel 2.3) und erstellt Publikationen zu den 

Themenfeldern Identität, Mobilität, Klima, Wohnen und Infrastruktur (mehr Informationen: 

www.kompetenzzentrum-stadtumbau.de).  

2.2 Arbeitsstand 

Die Monitoringdaten des aktuellen Berichtsjahres 2011 (Stichtag: 31.12.2011) wurden 

durch die Mehrzahl der 42 Stadtumbaustädte pünktlich zum Abgabetermin Ende Juni 

2012 an das IfS übergeben. Im Spätsommer 2012 wurden die vorliegenden Daten für die 

Gesamtstädte und Fördergebiete durch das IfS plausibilisiert und dann den Stadtumbau-

städten zur eigenen Prüfung wieder zugeschickt.  

Durch die vom IfS zusammen mit den Stadtumbaustädten durchgeführten umfangreichen 

Plausibilisierungen konnten im Berichtsjahr 2011 die Datenqualität und Datenquantität 

der Monitoringdaten auf hohem Niveau gehalten werden. Auf Grundlage der "Arbeitshilfe 

zur Interpretation des Indikatorenkataloges, zur Dateneingabe und zur Plausibilitätsprü-

fung der Monitoringdaten" (Stand: 30.04.2009) können die Städte bereits vor Abgabe der 

Daten an das IfS eine eigene kritische Prüfung ihrer Daten vornehmen. Durch das IfS er-

folgt dann die Plausibilisierung der Daten, danach werden sie jeder Stadt individuell mit 

der Bitte um Prüfung und Korrektur zugeschickt. 

Die für die Städte durchaus aufwändige Kontrolle und der damit verbundene Korrekturbe-

darf beansprucht einige Zeit, sodass Ende Dezember 2012 zunächst für nur zwei Drittel 

der Städte ein korrigierter Datensatz vorlag. Im April 2013 lag dann schließlich für 35 der 

42 Städte und ihre Fördergebiete ein hinreichend plausibilisierter Datenstand vor (vgl. Ka-

pitel 0.2 in Anhang 1).  

Ergänzend zum Monitoring werden in diesem Jahresbericht auch die Daten aus der zwei-

ten Befragung zur Aufwertung dargestellt (vgl. Kapitel 0.3 in Anhang 1). Zum Abgabeter-

min Ende November 2012 (30.11.2012) hatten nur 19 der 42 Städte ihre ergänzten Da-

tentabellen an die Begleitforschung zurückgeschickt. Bis Ende Februar 2013 lieferten wei-

tere 22 Städte ihre Daten, sodass insgesamt ein guter und vergleichsweise schneller 

http://www.kompetenzzentrum-stadtumbau.de/
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Rücklauf konstatiert werden kann. Aufgrund der daran anschließenden notwendigen Kon-

trollen, Nachfragen und Typisierungen zog sich die Erhebungsphase jedoch bis zum Mai 

2013 hin.  

Im aktuellen Jahresbericht 2012 wird die in den vorangegangenen Jahresberichten vor-

genommene Differenzierung der 42 Stadtumbaustädte nach ihrer Einwohnerzahl in Groß-, 

Mittel- und Kleinstädte beibehalten (vgl. Abbildung 2.1). Im Jahresbericht 2012 werden 

wie im vorherigen Jahresbericht 2011 die 42 Stadtumbaustädte in zwei Großstädte, 24 

Mittelstädte und 16 Kleinstädte differenziert (Abweichungen zu den Jahresberichten 2010 

und früher resultieren aus veränderten Einwohnerzahlen der Städte durch zwischenzeit-

lich erfolgte Eingemeindungen, vgl. Kapitel 0.1 in Anhang 1). Auch die in den Jahresbe-

richten 2009, 2010 und 2011 vorgenommene Typisierung der Stadtumbaustädte wird bei-

behalten (vgl. Kapitel 3.7). Dies gilt auch für die Typisierung der Fördergebiete (vgl. Kapi-

tel 4.8).  

2.3 Veranstaltungen 

Im Jahr 2012 fanden drei Workshops statt, deren Inhalte nachfolgend in knapper Form 

wiedergegeben werden. Alle Veranstaltungen sind auf der Homepage der Begleitfor-

schung ausführlich dokumentiert und stehen dort den teilnehmenden Städten zur Verfü-

gung. Die organisatorische Vorbereitung und Durchführung, die Auswahl und Anwerbung 

der Referenten sowie die Dokumentation der Veranstaltungen auf den Internetseiten er-

folgten durch das IfS. Bei den Workshops rekrutierten sich die Teilnehmer vor allem aus 

der Verwaltung der beteiligten Stadtumbaustädte sowie einzelnen externen Gästen.  

Nach sechs durch die Begleitforschung organisierten Stadtumbaukonferenzen im Land 

Sachsen-Anhalt werden ab dem Jahr 2012 die Stadtumbaukonferenzen als Städtenetz-

konferenzen weitergeführt. Die Städtenetzkonferenzen werden vom 2011 gegründeten 

Kompetenzzentrum Stadtumbau ausgerichtet. Die Begleitforschung stellt bei den Städte-

netzkonferenzen die Ergebnisse zum Stadtumbau Ost in Sachsen-Anhalt vor. Die Präsen-

tation der Begleitforschung auf der Städtenetzkonferenz am 8.10.2012 findet sich auf der 

Homepage des Kompetenzzentrums Stadtumbau (http://www.kompetenzzentrum-

stadtumbau.de/index.php/hintergrund). 

 

 

http://www.kompetenzzentrum-stadtumbau.de/index.php/hintergrund
http://www.kompetenzzentrum-stadtumbau.de/index.php/hintergrund
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Workshop am 29.03.2012 in der Stadt Halle:   

Sicherungsmaßnahmen im Stadtumbau - Erste Erfahrungen in der Praxis 

Zu Beginn des mittlerweile 20. Workshops der Begleitforschung mit dem Thema Siche-

rungsmaßnahmen im Stadtumbau skizzierte Herr Dr. Steffen Fliegner (Leiter der AG Be-

gleitforschung Stadtumbau und Stadtumbaumanager im Stadtplanungsamt Halle) in sei-

nen einleitenden Worten die Rahmenbedingungen des Stadtumbaus, die sich zunehmend 

ausdifferenzieren. Die Einwohnerentwicklung sei in wachsendem Maße unterschiedlich, 

die kommunalen Haushalte teilweise schwach. Es sei von großer Bedeutung für die zu-

künftigen Strategien, wessen Meinung sich durchsetze.  

Frau Martina Benzko (Mitarbeiterin Stadtplanung und Bau, Stadt Naumburg) begann die 

Reihe der Berichte aus der kommunalen Praxis mit ihrem Beitrag "Eine Erfolgsgeschich-

te - dargestellt am Beispiel der umgesetzten Sicherungsmaßnahmen". In den Rückbau 

seien 2,3 Mio. Euro geflossen, in die Aufwertung 22 Mio. Euro, davon rund ein Drittel in 

die Instandsetzung, Modernisierung und Sicherung. Hierfür stellte sie einige Beispiele vor, 

unter anderem auch ein Beispiel für die Sicherung von Gebäuden, einer Gartenstadtsied-

lung im Eigentum der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft. 

Danach stellte Herr Dr. Steffen Fliegner die Erneuerungsstrategie "Ausweitung der Ge-

bäudesicherung als grundlegende und erfolgreiche Aufwertungsstrategie im innerstädti-

schen Stadtumbau" im Halleschen Gebiet Glaucha vor. Für dieses an die Altstadt angren-

zende Gebiet war im Rahmen der IBA eine Sicherungsstrategie entwickelt worden, deren 

Bilanz 38 Objekte umfasst, die mit 2,5 Mio. Euro saniert worden sind. Inzwischen sind 25 

Maßnahmen abgeschlossen mit einem Fördervolumen von 1,5 Mio. Euro, was Gesamtin-

vestitionen von 15 bis 20 Mio. Euro ausgelöst hat. Außerdem wurden parallel 13 Gebäude 

ohne Förderung saniert. Die Maßnahmen werden einen Zuzug von rund 500 Personen ins 

Gebiet auslösen. Begleitet wurde dieser Prozess durch eine Moderation, die mit 

250.000 Euro finanziert wurde. Sie initiierte nicht nur die baulichen Maßnahmen durch Ei-

gentümermoderation und -beratung, sondern flankierte dies durch Bürgerbeteiligung und 

Öffentlichkeitsarbeit. 

Gebäudesicherung wird unter bestimmten Voraussetzungen des Gebäudes und bis zu ei-

ner bestimmten Höhe (bisher belief sich die durchschnittliche Förderung auf 60.000 Euro 

pro Gebäude) weitergeführt und auf andere Gebiete übertragen. Dass dies in Halle gelin-

gen kann, ist der gestiegenen Nachfrage und einer erhöhten Investitionsneigung geschul-

det. Bei den Investoren handelt es sich überwiegend um Käufer und nicht um Alteigentü-

mer. Nicht unwichtig sind erhöhte Abschreibungsmöglichkeiten, denn die erzielbare Miete 

liegt bei 6 bis 7 Euro netto kalt. Nicht übertragbar erscheint das Modell auf ältere Gebäu-

debestände. 
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In der Diskussion wurden aus anderen Städten weitere Beispiele genannt, die unter ab-

weichenden Förderbedingungen realisiert worden sind. Als Unterschied zur Hüllenförde-

rung wurde angeführt, dass unterschiedlich definierte Bauteile gefördert werden und der 

Anteil an den Gesamtkosten in der Regel bei 10 Prozent liegt. Es wurde darauf hingewie-

sen, dass Banken nur Maßnahmen finanzieren, die zu Einnahmen führen.  

Im Anschluss an einen Rundgang durch das Medizinerviertel in Halle, dem eine kurze 

Einführung von Herrn Michael Kettel (Stadtplaner, Stadtplanungsamt Halle) vorgeschaltet 

war, wurde durch Herrn Hartmut Vieth (Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 

des Landes Sachsen-Anhalt) und Herrn Andreas Höpfner (Fraunhofer Institut Magde-

burg) das Programm "Präsentation der 3D-Plattform zur Visualisierung der Stadtentwick-

lung am Beispiel der Stadt Bernburg" vorgestellt, das im Rahmen der IBA entstanden ist 

und eine 3D-Visualisierung von städtebaulichen Ergebnissen ermöglicht. 

Im Beitrag "Sicherungsmaßnahmen im Umfeld von UNESCO-Welterbestätten in der Lu-

therstadt Eisleben" von Herrn Holger Graf (Projektleiter, DSK - Deutsche Stadt- und 

Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG, Sanierungsträger der Lutherstadt 

Eisleben) wurde die stärkere Verknüpfung mit dem Denkmalschutz deutlich. Neben dem 

SEK hatte dort eine Expertengruppe Städtebaulicher Denkmalschutz 2005 Wertungen 

und Empfehlungen zum Umgang mit städtebaulich wertvoller Gebäudesubstanz gegeben. 

Unter anderem wurde darin die pauschale Förderung von bis zu 40 Prozent der Gebäu-

dehülle als zu gering erachtet und die Sicherung von markanten stadtbildprägenden Ob-

jekten ohne kommunalen Eigenanteil empfohlen. Anhand einiger Beispiele wurde erläu-

tert, wie die Stadt diese Empfehlung in der Folge umgesetzt hat. Ausgehend von den 

schwieriger werdenden Rahmenbedingungen war die Schlussfolgerung, dass ohne Siche-

rungsmittel in der Lutherstadt Eisleben wenig Aussicht auf den Erhalt aller Baudenkmale 

und Problemobjekte von städtebaulicher Bedeutung besteht. 

Den Abschluss bildete der Beitrag "Aktives kommunales Leerstandsmanagement am Bei-

spiel von Meiningen in Thüringen: Wachsendem Leerstand in Sanierungsgebieten aktiv 

entgegen wirken - Gebäudesicherung als Anschub und Instrument nutzen!" von Frau Iris 

Gutt (KOBEG - Kommunale Bau- und Entwicklungsgesellschaft Meiningen mbH, Sanie-

rungsberatungsbüro der Stadt Meiningen). Hier war im Jahr 2008 ein Brachflächen- und 

Leerstandsmanagement ins Leben gerufen worden, welches die Leerstandssituation auf-

gearbeitet hat, aktiv auf die Eigentümer zugegangen ist sowie Zwischennutzungen von 

Brachen und Wettbewerbe zur Bebauung initiiert hat. Hinzu kam eine breite Öffentlich-

keitsarbeit mit künstlerischen Aktionen, Bürgerbeteiligung und Mobilisierung von Eigentü-

mern. In der Folge wurden eine Reihe von Objekten vorgestellt, die mit Hilfe einer anfäng-

lichen Sicherung umfassend modernisiert werden konnten oder noch saniert werden sol-

len (die Sanierung muss innerhalb von zwei Jahren erfolgen). Meist handelte es sich auch 
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um Erwerber, die als Bauherren auftraten, wobei die Sicherungsmittel als "Türöffner" dien-

ten, um mit diesen in Kontakt zu kommen. Parallel haben auch Handwerksbetriebe Ge-

bäude erworben und, meist ohne öffentliche Förderung, saniert. 

Workshop am 28.06.2012 in der Stadt Zeitz:   

Energetische Stadtsanierung 

Der 21. Workshop der Begleitforschung hatte die energetische Stadtsanierung zum The-

ma. An die einführenden Worte von Herrn Dr. Steffen Fliegner (Leiter der AG Begleitfor-

schung Stadtumbau) schloss sich die Begrüßung durch Herrn Otto (Stadt Zeitz) an. Er 

wies auf die Bedeutung des Themas und die Beteiligung seiner Stadt zusammen mit 

Naumburg und Weißenfels am ExWoSt-Vorhaben hin, das von der TU Cottbus betreut 

wurde. Nachdrücklich unterstrich er die großen Einwohnerverluste, die Zeitz nach der 

Wende hinnehmen musste und die mit der Schließung bedeutender Unternehmen wie der 

Kinderwagenfabrik Sikiwa zusammenhängen. Herr Dr. Reinhard Aehnelt (IfS Institut für 

Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH) führte mit Hinweisen auf die Klimaziele der 

Bundesregierung aus, dass diese insbesondere im Bereich Wohnen längst noch nicht er-

reicht seien. Mit der EnEV und der Heizkostenverordnung, dem CO2-Gebäudesanierungs-

programm und mit Modellvorhaben sowie Wettbewerben werde versucht, diesen Zielen 

näher zu kommen. Die Handlungsfelder auf kommunaler Ebene seien darüber hinaus 

vielfältig und ebenso die beteiligten Akteure.  

Herr Hartmut Vieth (Referat Energetische Stadtsanierung, Modellvorhaben, Wohngeld im 

Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt) nahm in 

seinem Beitrag "Energetische Stadtsanierung - langfristige Aufgabe der Stadtentwicklung" 

die Herausforderungen des Klimawandels zum Anlass, auf die Klimaziele der Bundesre-

gierung für 2020 und 2050 hinzuweisen. Die Städte hätten zwar derzeit eine schlechte 

energetische Bilanz, aber sie seien gebaut, dies sei bereits ein Plus gegenüber neu zu er-

richtenden Bauwerken. Sie energetisch zu sanieren, müsse für die kommunalen Haushal-

te bezahlbar sein. Potenziale seien vor allem eine gemeinsame Wärmeversorgung und 

die Nutzung von Erdwärme. Es gebe Untersuchungen zum Bedarf, dem Aufwand und der 

Akzeptanz, ein Leitfaden des BBSR sei leider vergriffen. Er wies auf die Unterstützung der 

KfW für die Erstellung von energetischen Konzepten und die Arbeit eines Sanierungsma-

nagements hin. Weitere KfW-Förderung sei für kommunale Gebietskörperschaften und 

Unternehmen abrufbar. Das Land fördere Pilotprojekte aus Mitteln des Stadtumbau Ost 

mit dem Ziel, die Förderung zu verstetigen. 

Herr Falk Nitzsche (Prokurist KfW Bankengruppe, Geschäftsbereich KfW Kommunal-

bank) stellte die "KfW-Förderprogramme für energetische Stadtsanierung" vor und wies 
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zunächst auf das neue Zuschussprogramm hin, welches es seit November 2011 gebe 

und das durch die Erarbeitung integrierter energetischer Konzepte und die Beschäftigung 

von Energiemanagern den Kommunen einen Teil des Planungsrisikos nehmen soll. Auf 

dieses Programm gebe es gute Resonanz und eine große Nachfrage. Antragsteller sei die 

Kommune. Als Energiemanager sind auch Beschäftigte der Kommune für einen maxima-

len Zeitraum von zwei Jahren förderbar. Auch eine befristete Einstellung ist möglich. Die 

Förderung deckt 65 Prozent der Kosten ab, maximal 120.000 Euro. Die Auszahlung er-

folgt in vier Teilzahlungen. 

Über die Ansprüche an das Konzept gibt ein Merkblatt Auskunft. Hier beträgt der Eigenan-

teil der Kommune ebenfalls 35 Prozent, es gibt keinen Höchstbetrag, in der Regel liegen 

die Kosten zwischen 50.000 und 70.000 Euro. Die Auszahlung erfolgt nach Fertigstellung 

nach in der Regel einem Jahr. Das Programm kann nicht vorfinanziert werden. In beiden 

Fällen können 20 Prozent des Eigenanteils von anderen (Bund, Land etc.) übernommen 

werden. Es sind (z. B. für Kommunen in der Haushaltssicherung) unter Umständen Aus-

nahmen möglich. Abschließend folgten Beispiele und dann die Erläuterung der zinsverbil-

ligten Darlehen für Energieeffizienzmaßnahmen. 

Herr Prof. Dr. Matthias Kosziol (Brandenburgische Technische Universität Cottbus) stellte 

dar, wie man bei der "Energetischen Stadterneuerung vom Konzept zur Umsetzung - Bei-

spiele" kommt. Dabei strich er zunächst heraus, dass die Förderung nicht alles sei, es 

vielmehr auf eine konsistente Stadtentwicklung ankomme. So senke beispielsweise dis-

perser Rückbau die energetische Effizienz. Die Maßnahmen müssten sozial verträglich 

und finanzierbar, nicht zuletzt auch refinanzierbar sein. Beim Konzept stelle sich die Frage 

"top down" oder "bottom up", was auch immer eine Frage der personellen Ressourcen 

sei. Hauptsächlich gehe es um Dämmung und um Wärmeversorgung, wobei zentrale und 

dezentrale Lösungen vorteilhafter sein können. Nach diesen grundsätzlichen Überlegun-

gen präsentierte er einige ausgewählte Beispiele, den Wettbewerb zum Bau einer Schule 

in Vetschau, die Sanierung von Gründerzeithäusern in Prenzlau, Lückenschlüsse im Pas-

sivhausstandard in Weißenfels, eine Schule im Passivhausstandard in Cottbus, die Ge-

winnung von Wärmeenergie aus Biomasse und Solarzellen in Wanzleben sowie den 

Sportcampus als Anker für die Quartiersversorgung in Finsterwalde. Von der Idee bis zur 

Realisierung verstrichen mindestens zwei Jahre, meist seien es drei bis vier. Das sei auch 

eine Frage des Know-hows in der Verwaltung.  

Herr Christian Villiers (Stadt Zeitz) schilderte die Aktivitäten zur "Energetischen Stadtsa-

nierung in Zeitz", einer Industriestadt auf der Basis einer bischöflichen Residenz, die in 

den letzten Jahren eine Super-Deindustrialisierung erfahren habe, daher sei konsequen-

ter Rückbau von außen nach innen unvermeidlich (Zeitz Ost). Das erste Handlungsfeld 

sei Siedlungsentwicklung und Bauleitplanung. Das zweite sei Wärme- und Strombereit-
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stellung, das dritte Mobilität und Verkehr. Zur Energiegewinnung stehe Photovoltaik und 

Windenergie zur Verfügung. Ersteres könne die Stadt, beispielsweise auf Brachflächen, 

steuern, letzteres sei Sache des Landes. Die Energieeffizienz der öffentlichen Gebäude 

zu optimieren, sei ein wichtiges Handlungsfeld, die öffentliche Hand sei ein wichtiger Nut-

zer von Energie, daher sei es für ein integriertes Konzept erforderlich, dass die Stadtwer-

ke einbezogen werden. Hinzu komme die energetische Optimierung der innerstädtischen 

Verkehrsströme. 

Herr Peter Bielenberg (E|M|N Ʒ EnergieManufaktur Nord) referierte abschließend über 

die "Rolle der kommunalen Akteure bei der Erstellung von Klimakonzepten". Deren Ver-

netzung und Aktivierung sei Chefsache. Verwaltung, Betreiber, Verbraucher und Bürger 

müssten an einen Tisch. Auch die Banken seien zu gewinnen. Es käme darauf an, bei al-

len Akteuren Kostenbewusstsein zu schaffen, so unter anderem beim Liegenschaftsma-

nagement und den Verkehrsbetrieben. Biogas- und Windenergieanlagen könnten von 

Genossenschaften betrieben werden. Man solle bei der Erneuerung von Versorgungslei-

tungen daran denken, die Maßnahmen gleich mit der Verlegung von Breitbandtechnologie 

zu verbinden. 

Workshop am 20.09.2012 in der Stadt Halberstadt:   

Altersgerechtes Wohnen 

Der letzte Workshop im Jahr 2012 war dem Thema Altersgerechtes Wohnen gewidmet. 

Ziel des 22. Workshops der Begleitforschung war es, den Akteuren der teilnehmenden 

Städte die Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Wohnungsnachfrage auf-

zuzeigen und Beispiele für unterschiedliche Maßnahmen zur Anpassung der Bestände an 

die neuen Herausforderungen aufzuzeigen. Nach der Begrüßung und einer kurzen Hin-

führung zum Thema durch Herrn Dr. Steffen Fliegner (Leiter der AG Begleitforschung 

Stadtumbau) eröffnete Herr Andreas Henke (Oberbürgermeister der Stadt Halberstadt) 

die Veranstaltung im Rathaus der Stadt mit einem Grußwort und einer Darstellung der Ak-

tivitäten, die seitens der Stadt hinsichtlich der Thematik unternommen worden sind. Barri-

erefreiheit sei als Querschnittsaufgabe in der Verwaltung verankert und auch Thema des 

integrierten Konzeptes. In der Vergangenheit habe man bereits vieles erfolgreich umge-

setzt (Teilnahme am Landeswettbewerb, Umgestaltung von Museen, ÖPNV, Aktion "bar-

rierefrei durch Halberstadt", Maßnahmen der Wohnungsunternehmen usw.) Er selbst sei 

mit einer Mitarbeiterin eine Stunde lang im Rollstuhl durch die Stadt gefahren und habe 

dabei wichtige Erfahrungen gemacht. 

Herr Dr. Reinhard Aehnelt (IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH) gab 

einen thematischen Einstieg und leitete zum Wohnen als Schwerpunktthema der Veran-
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staltung über. Er zeigte auf, dass sich zwei Prozesse gleichzeitig vollzögen, die anteils-

mäßige Zunahme der älteren Menschen und gleichzeitig die Schrumpfung der Bevölke-

rung insgesamt. Dadurch ergäben sich für die Städte unterschiedliche Trends, nämlich 

überdurchschnittlich starke Abnahme der Bevölkerung bei starkem Rückgang der Ein-

wohnerzahlen insgesamt auf der einen Seite und unterdurchschnittliche Bevölkerungsab-

nahme bei ebenfalls unterdurchschnittlicher Alterung. Dazwischen befindet sich die Grup-

pe der Städte, in denen beide Prozesse in etwa durchschnittlicher Intensität verlaufen. Die 

Auswirkungen sind unterschiedlich. In den stark schrumpfenden Städten nimmt die Zahl 

der alten Menschen numerisch kaum zu, weil die absolute Abnahme der Bevölkerung die 

relative Zunahme der Zahl älterer Menschen kompensiert. In den Städten mit geringer 

Schrumpfung oder Wachstum wiederum nimmt der Anteil älterer Menschen nur in unter-

durchschnittlichem Maße zu. Abschließend ließ Herr Dr. Aehnelt noch die Grundsätze und 

Einsatzfelder kommunaler Seniorenpolitik Revue passieren und nannte die Themenfelder 

rund um Stadtentwicklung und Wohnen. 

Herr Axel Papendieck (Prokurist KfW Bankengruppe, Geschäftsbereich KfW Kommunal-

bank) stellte in seinem Beitrag "Vorstellung der KfW-Förderprogramme" die Förderange-

bote seiner Abteilung Kommunalbank vor und gab einen Überblick über die kommunalen 

Programme. Kurz wies er auf das Programm "Altersgerecht Umbauen" hin, das zwischen 

2008 und 2011 aus Bundesmitteln finanziert auch Zuschüsse angeboten hatte. Nach wie 

vor bezuschusst werden die Erstellung von Sanierungskonzepten auf Quartiersebene und 

der Einsatz von Sanierungsmanagern. Neben Maßnahmen in den verschiedenen kom-

munalen Aufgabenfeldern kann auch die energetische Sanierung kommunaler Nicht-

Wohngebäude gefördert werden. Der altersgerechte Umbau sei meist mit energetischen 

Maßnahmen verbunden. Hinsichtlich der Barrierefreiheit seien viele Einzelaspekte der 

DIN-Normen zu beachten, die einen Umbau im Bestand oft erschwerten. Zuletzt stellte er 

noch das Programm 159 "altersgerecht Umbauen" vor, das sich grundsätzlich an Mieter, 

Selbstnutzer und Vermieter wendet. 

Frau Bettina Zörner (Investitionsbank des Landes Sachsen-Anhalt) stellte zunächst die 

Investitionsbank des Landes Sachsen-Anhalt vor und erläuterte in ihrem Beitrag "Förder-

möglichkeiten der Investitionsbank Sachsen-Anhalt", dass diese als "teilrechtsfähiger Be-

reich der Nord-LB" insgesamt 60 Programme anbiete, darunter fünf zur Wohnraumförde-

rung. Im Programm "Sachsen Anhalt modern" werden Maßnahmen der Modernisierung, 

der energetischen Sanierung und der altersgerechten Anpassung mit Darlehen gefördert. 

Die förderfähige Gebietskulisse umfasst 75 Städte. Die Laufzeit beträgt zwischen zehn 

und 30 Jahren und der Zinssatz liegt bei 0,70 Prozent (zehn Jahre fest), Tilgung zwischen 

rund 3 und 10 Prozent. Daneben gibt es noch ein Bürgschaftsprogramm sowie Program-

me zur Förderung der Regionalentwicklung, die aber zurzeit ausgeschöpft seien. 
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Herr Dieter Klein (Verein P 3) stellte das Projekt 3 in Sangerhausen vor ("Erfahrungen mit 

Projekten des betreuten Wohnens und ambulant betreuter Wohngemeinschaften"), ein 

Angebot der ambulanten Wohnungs- und Pflegeversorgung. Zusammen mit der Woh-

nungsbaugesellschaft habe man einen Treffpunkt sowie ein Netzwerk 50+ eingerichtet. Es 

gibt eine Zeitung und Angebote der Bürgerbeteiligung. Die geplante ambulant betreute 

Wohnanlage des Projekts 3 soll mit einem Blockheizkraftwerk auch das Dorfhaus und das 

Freibad mit Wärme versorgen. In Sangerhausen baut auch die Wohnungsbaugenossen-

schaft 20 Wohnungen altersgerecht um und plant zusammen mit Projekt 3 einen Treff-

punkt. Es sollten dort Wohnungen für jeweils vier Personen entstehen. Die Kosten liegen 

um die 300.000 Euro. Danach stellte Herr Klein weitere Projekte aus anderen Bundeslän-

dern vor, wies auf die zunehmende Komplexität der Aufgaben im Bereich des altersge-

rechten Wohnens hin, aufgrund derer die Kommunen teilweise überfordert seien, was ei-

ne Kooperation mit der Sozialwirtschaft nahe lege. 

Frau Sigrid Meyer (Geschäftsführerin der SWB Städtische Wohnungsbau GmbH Schö-

nebeck) stellte zunächst ihr Unternehmen vor und erläuterte in ihrem Beitrag "Überblick 

über realisierte alternative Wohnformen in Schönebeck", wie dieses auf die Herausforde-

rungen der Alterung reagiert. So stieg der Anteil der Senioren im Unternehmen von 33 

Prozent im Jahr 2005 auf 47 Prozent in 2011. Das Unternehmen hat eine Seniorenbe-

treuerin für jeweils 1.100 Senioren eingestellt, betreibt mit anderen gemeinsam eine Bera-

tungsstelle und hat eine Bürgerstiftung gegründet. Grundsätzlich werden in den Gebäu-

den Wohnungen altersgerecht saniert. Die SWB hat Mehrgenerationenhäuser und Lau-

benganghäuser saniert, unterhält Angebote zum betreuten Wohnen und hat fünf Demenz-

WGs in normalen Wohngebäuden eingerichtet, die gute Akzeptanz genießen. Die jeweils 

acht bis zehn Bewohner werden rund um die Uhr betreut, ein Angehörigenbeirat sucht 

das Konzept aus und bestimmt den Pflegedienst.  
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3. Situation und Entwicklung in den Stadtumbaustädten 

Die Analyse des Stadtumbaus im Land Sachsen-Anhalt erfolgt in diesem Kapitel zunächst 

auf der Ebene der Gesamtstädte. Aufgezeigt werden: 

- die Strukturmerkmale der Stadtumbaustädte (Kapitel 3.1),  

- die Einwohnerentwicklung (Kapitel 3.2),  

- die bewilligten Fördermittel für Rückbau und Aufwertung (Kapitel 3.3),  

- die Umsetzung im Programmbereich Rückbau (Kapitel 3.4),  

- die Umsetzung und Schwerpunkte im Programmbereich Aufwertung (Kapitel 3.5) und  

- die Leerstandsentwicklung (Kapitel 3.6).  

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend erfolgen eine Typisierung der Stadtumbaustädte 

sowie eine Darstellung von aktuell erkennbaren Umsetzungshemmnissen (Kapitel 3.7).  

3.1 Strukturmerkmale der Stadtumbaustädte 2005-2011 

Einführend werden markante Strukturmerkmale bezogen auf den Wohnungsbestand und 

den Leerstand in den Stadtumbaustädten dargestellt. Dazu erfolgt zunächst eine Betrach-

tung der Besitzverhältnisse, der Baualtersstruktur und des Sanierungsstandes im Woh-

nungsbestand. Daran anschließend werden auch die Besitzverhältnisse, die Baualters-

struktur und der Sanierungsstand im Leerstand analysiert. Hierzu erfolgt jeweils - in Ab-

hängigkeit der vorliegenden Monitoringdaten im aktuellen Berichtsjahr 2011 - eine Dar-

stellung der verschiedenen Aspekte für die einzelnen Stadtumbaustädte sowie für die Mit-

telwerte der nach Stadtgrößen gruppierten Städte (Groß-, Mittel- und Kleinstädte, vgl. Ka-

pitel 0.1 im Anhang 1). Für den Wohnungsbestand erfolgt zudem als Längsschnittanalyse 

erstmals eine Auswertung der Monitoringdaten der bislang vorliegenden Berichtsjahre 

2005-2011. Die entsprechenden Auswertungen der Berichtsjahre 2005-2011 für den 

Leerstand finden sich im Kapitel zum Leerstand (vgl. Kapitel 3.6).  
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Struktur des Wohnungsbestandes 

In den 35 Städten liegt der Wohnungsbestand im Privatbesitz mit knapp 60 Prozent etwas 

über dem der Organisierten Wohnungswirtschaft (Mittelwert Privatbesitz: 59,6 Prozent; 

Mittelwert Organisierte Wohnungswirtschaft: 40,4 Prozent).3 In den einzelnen Städten 

weichen die Besitzverhältnisse jedoch voneinander ab (vgl. Abbildung 3.1). So gibt es 

Städte mit einem sehr hohen Anteil an privatem Wohnungsbestand von über 70 Prozent 

(Naumburg: 81,6 Prozent; Jessen: 73,8 Prozent; Haldensleben: 72,6 Prozent; Quedlin-

burg: 70,2 Prozent; Burg: 70,1 Prozent) und auch Städte mit vergleichsweise hohen Antei-

len von über 50 Prozent an Wohnungsbeständen im Besitz der Organisierten Wohnungs-

wirtschaft (Gardelegen: 59,6 Prozent; Sangerhausen: 56,8 Prozent; Bitterfeld-Wolfen: 

53,4 Prozent; Osterburg: 52,9 Prozent; Eisleben: 50,2 Prozent).  

Abbildung 3.1 

 

 

  

                                                 
3
  Im gesamten Kapitel werden für die Angaben von aggregierten Städtegruppen - entweder alle Städte 

oder nach der Stadtgröße - immer die Mittelwerte der jeweiligen prozentualen Verteilung der einzelnen 
Städte verwendet. Daher können die aufsummierten Prozentangaben etwas über oder unter 100 Pro-
zent liegen. Wenn die Mittelwerte aufgrund zu geringer Fallzahlen oder starker inhaltlicher Abweichun-
gen verzerrend sind, werden zusätzlich Medianwerte angegeben. 
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Die Größe der Städte hat hierauf keinen Einfluss, das zeigt die Differenzierung nach den 

Stadtgrößen (vgl. Abbildung 3.2). Neben Kleinstädten mit einem sehr hohen Anteil an pri-

vatem Wohnungsbestand (Jessen: 73,8 Prozent; Haldenleben: 72,7 Prozent) gibt es auch 

Kleinstädte mit einem vergleichsweise geringen Anteil an privatem Wohnungsbestand 

(Osterburg: 47,1 Prozent; Hohenmölsen: 51,1 Prozent).  

Abbildung 3.2 

 

 

Die Besitzverhältnisse leiten sich zum Teil aus der Baualtersstruktur ab, wobei es selbst-

redend auch Altbaubestände im Besitz der Organisierten Wohnungswirtschaft gibt. 

Grundsätzlich befinden sich die Altbau- und auch die Neubaubestände ab 1990 jedoch 

eher im privaten Besitz und die Wohnungsbestände der Nachkriegszeit ab 1949 und die 

Plattenbaubestände im Besitz der Organisierten Wohnungswirtschaft. Aus der nachfol-

genden Darstellung zu den Baualtersgruppen in den einzelnen Städten wird dies deutlich 

(vgl. Abbildung 3.3).  
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Abbildung 3.3 

 

 

Die Mehrzahl der Städte mit einem hohen Anteil an privaten Wohnungsbeständen verfügt 

auch über einen überdurchschnittlichen Altbauanteil. Die Städte mit einem sehr hohen 

Altbauanteil können als "Altbaustädte" typisiert werden und dazu gehören nach den vor-

liegenden Monitoringdaten fast zwei Drittel der Städte: Naumburg, Zeitz, Bernburg, Wit-

tenberg, Blankenburg, Jessen, Aschersleben, Haldensleben, Klötze, Burg, Schönebeck, 

Wernigerode, Eisleben, Salzwedel, Zerbst, Magdeburg, Weißenfels und Oschersleben 

(vgl. Abbildung 3.3). Als "Plattenbaustädte" können hingegen nur die Städte mit einem 

hohen und dominierenden Anteil im Plattenbau bezeichnet werden: Halle,4 Wolmirstedt, 

Hohenmölsen, Sangerhausen und Osterburg. Die restlichen Städte sind entweder stark 

durch Nachkriegsbauten ab 1949 (Staßfurt, Merseburg, Gardelegen, Havelberg, Hett-

stedt) oder durch keine klare Dominanz einer Baualtersgruppe gekennzeichnet (Stendal, 

Halberstadt). 

 

                                                 
4
  Die Stadt Halle ist dabei sicher ein Sonderfall. Hier besteht trotz bereits geleisteter umfangreicher Rück-

bauten die größte Menge der Baustruktur immer noch aus Plattenbauwohnungen. Gleichzeitig gibt es 
aber auch eine große Menge an Altbaubeständen. Die hohe Zahl an Plattenbauwohnungen rührt auch 
aus dem Ende der 1960er Jahre komplett neu entstandenen Stadtgebiet Halle-Neustadt, welches bis 
1990 eine eigenständige Stadt war und erst 1990 nach Halle eingemeindet wurde.  
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Im Mittel aller analysierten 30 Städte dominiert der Altbaubestand (42,0 Prozent). Der im 

Zeitraum 1949-1989 errichtete Wohnungsbestand stellt mit 46,7 Prozent zusammen die 

größte Gruppe dar, wobei hier auf den Plattenbau mit 25,1 Prozent etwas größere Anteile 

als auf die sonstigen Nachkriegsbauten mit 21,6 Prozent entfallen. Zu den ab 1990 erstell-

ten Neubauten gehören 10,9 Prozent. Aus der Zusammenfassung der Städte nach ihrer 

Stadtgröße lässt sich lediglich feststellen, dass die Großstädte überdurchschnittlich hohe 

Plattenbauanteile und geringe Anteile an Nachkriegsbauten zwischen 1949-1989 haben 

(vgl. Abbildung 3.4).5 Bemerkenswert ist weiterhin, dass die Kleinstädte vergleichsweise 

hohe Anteile ihres Wohnungsbestandes im Plattenbau haben (dafür sind aber vor allem 

die vier Städte Wolmirstedt, Hohenmölsen, Osterburg und Hettstedt verantwortlich). In 

den Mittelstädten dominiert hingegen ganz klar der Altbau bis 1948 (mehr als in den 

Kleinstädten).  

Abbildung 3.4 

 

 

 

 

                                                 
5
  Hierzu muss aber erklärend hinzugefügt werden, dass diese abweichenden Anteile insbesondere durch 

die Stadt Halle verursacht werden. Die zweite Großstadt Magdeburg liegt aber im gleichen Trend (vgl. 
Abbildung 3.3). 
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Aus den im gesamten Betrachtungszeitraum 2005-2011 bislang vorliegenden Monitoring-

daten für 20 der 42 Städte zeigt sich, dass sich der Wohnungsbestand in Bezug auf die 

absoluten Zahlen um -2,0 Prozent verringert hat. Diese vergleichsweise geringe Verände-

rung ist darauf zurückzuführen, dass der Wohnungsbestand im Altbau und bei den Nach-

kriegsbauten ab 1949 fast gleich groß geblieben ist, es zwar eine starke Abnahme im 

Plattenbau gab (-10,0 Prozent), aber gleichzeitig auch eine deutliche Zunahme im ab 

1990 errichteten Neubau (+26,2 Prozent) festzustellen ist (vgl. Abbildung 3.5).  

Abbildung 3.5 
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Ein weiteres Strukturmerkmal des Wohnungsbestandes ist der Sanierungsstand. Auch 

hier zeigt sich im aktuellen Berichtsjahr 2011 für die 30 Städte mit vorliegenden bzw. 

auswertbaren Monitoringdaten eine große Spanne (vgl. Abbildung 3.6): Es gibt Städte mit 

einem sehr hohen Anteil an vollsanierten Wohnungen von über 70 Prozent (Merseburg, 

Zeitz, Halberstadt, Weißenfels, Wittenberg, Blankenburg, Schönebeck, Eisleben, Wol-

mirstedt) und Städte mit einem entsprechenden Anteil von unter 50 Prozent (Wernigero-

de, Sangerhausen, Staßfurt, Thale). Da die Kategorie "teilsaniert" etwas dehnbar ist bzw. 

in den Städten unterschiedlich interpretiert wird, wird nur noch der als unsaniert eingestuf-

te Wohnungsbestand bewertet.6 Besonders hohe Anteile unsanierter Wohnungen von 

über 15 Prozent bestehen in fünf Städten (Thale, Halle, Burg, Havelberg, Gardelegen).  

Abbildung 3.6 

 

 

                                                 
6
  Von der Begleitforschung wurde eine "Arbeitshilfe zur Interpretation des Indikatorenkataloges, zur Da-

teneingabe und zur Plausibilitätsprüfung der Monitoringdaten" für die Stadtumbaustädte erstellt, in der 
zum Sanierungsstand folgendes steht (Ausgabe 2009, S. 4): "Unsaniert sind Wohnungen, in denen noch 
keine oder nur sehr geringfügige Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt worden sind (z. B. Einbau 
von Thermostaten). Teilsaniert sind Wohnungen, in denen Teilbereiche modernisiert worden sind (z. B. 
Fenster oder Heizung). Vollsaniert sind Wohnungen, deren Ausstattung und baulicher Zustand nach Ab-
schluss von umfassenden Modernisierungsmaßnahmen im Wesentlichen dem einer neu gebauten 
Wohnung entsprechen. Wenn nur die Wohnung, nicht aber die Hülle/Außenfassade saniert ist, kann die 
Wohnung als teilsaniert eingestuft werden. Zur Beurteilung des inneren Zustandes der Wohnung gibt es 
verschiedene Indizien (z. B. Edelstahl-Schornsteininnenrohr, neue Fenster)." 
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Im Mittel aller 30 Städte sind beinahe zwei Drittel der Bestände vollständig saniert (62,5 

Prozent). Rund 30 Prozent der Bestände sind nur in Teilen saniert (27,4 Prozent) und 

knapp ein Zehntel (9,9 Prozent) noch unsaniert. Aggregiert nach den drei Stadtgrößen 

zeigt sich (vgl. Abbildung 3.7), dass die Mittelstädte in Bezug auf den Sanierungsstand 

den am stärksten fortgeschrittenen Zustand aufweisen (hoher Anteil vollsanierter Woh-

nungen, geringer Anteil unsanierter Wohnungen). Hingegen gibt es in den Kleinstädten 

noch Nachholbedarf, da nur etwas mehr als die Hälfte des Wohnungsbestandes als voll-

saniert bewertet wird. Die Großstädte zeigen mit einem überdurchschnittlichen Anteil 

gänzlich unsanierter Wohnungen allerdings auch noch Sanierungspotenziale (dies betrifft 

mit 21,4 Prozent besonders stark die Stadt Halle).  

Grundsätzlich ist hier aber zu ergänzen, dass unsanierte Gebäude aus der 1980er Jahren 

einen Vollstandard aufweisen (können), für den es am Wohnungsmarkt durchaus Nach-

frage gibt. Es gibt somit einen deutlichen Unterschied zwischen unsaniertem Altbau und 

unsaniertem Plattenbau. Hierzu erfolgen in den Untersuchungen zum Leerstand vertie-

fende Darstellungen (vgl. Kapitel 3.6). 

Abbildung 3.7 
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Für 22 der 42 Städte liegen auswertbare Monitoringdaten zum Sanierungsstand im ge-

samten Betrachtungszeitraum 2005-2011 vor (vgl. Abbildung 3.8). Der Sanierungsstand 

hat sich deutlich erhöht, da der vollsanierte Wohnungsbestand in Bezug auf die absoluten 

Zahlen stark zugenommen hat (+22,5 Prozent), wohingegen der teilsanierte (-6,9 Prozent) 

und insbesondere der unsanierte Wohnungsbestand (-37,8 Prozent) stark abgenommen 

hat. Hinsichtlich der relativen Verteilung des Sanierungsstandes zeigt der Blick auf die 

Sieben-Jahres-Darstellung, dass sich der prozentuale Anteil des vollsanierten Woh-

nungsbestandes um 12,1 Prozentpunkte vergrößert hat (von 53,9 auf 66,0 Prozent). 

Gleichzeitig verringerte sich der Anteil des unsanierten Wohnungsbestandes um 7,6 Pro-

zentpunkte (von 20,4 auf 12,7 Prozent).  

Abbildung 3.8 
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Struktur des Leerstandes 

Nachfolgend wird die Struktur des Leerstandes anhand der Besitzverhältnisse, des Baual-

ters und des Sanierungsstandes im aktuellen Berichtsjahr 2011 aufgezeigt (die Leer-

standsquoten, die Leerstandshöhe und die Entwicklung im Berichtszeitraum 2005-2011 

sowie die Veränderungen seit Programmbeginn finden sich im Kapitel 3.6).  

Abbildung 3.9 

 

 

Die Darstellung der Besitzverhältnisse des Leerstandes zeigt, dass es im Berichtsjahr 

2011 zwischen den 31 untersuchten Städten starke Unterschiede gibt (vgl. Abbildung 

3.9): So gibt es Städte, deren leer stehende Wohnungen überwiegend der Organisierten 

Wohnungswirtschaft gehören (z. B. Wolmirstedt, Genthin, Bitterfeld-Wolfen) und in ande-

ren Städten befindet sich der Leerstand größtenteils in privatem Besitz (z. B. Naumburg, 

Haldensleben, Aschersleben). Tendenziell ist bei einem hohen Anteil an privatem Woh-

nungsbestand auch der Anteil des Leerstandes im privaten Besitz hoch (und umgekehrt). 

Der Vergleich der beiden entsprechenden Abbildungen zeigt dies (vgl. Abbildung 3.1 und 

Abbildung 3.9): So entspricht dem hohen privaten Wohnungsanteil (81,6 Prozent) in der 

Stadt Naumburg der hohe Anteil des Leerstandes im Privatbesitz (85,5 Prozent). Gleich-

wohl gibt es auch Städte, die dieser einfachen Rechnung nicht folgen. Ein Beispiel hierfür 

ist die Stadt Genthin, deren Anteil am Wohnungsbestand der Organisierten Wohnungs-

wirtschaft (39,9 Prozent) deutlich unter dem Leerstandsanteil der Organisierten Woh-
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nungswirtschaft (88,1 Prozent) liegt. In diesen Städten ist der Leerstand somit auf eine 

der beiden Besitzergruppen besonders stark fokussiert.  

Im Mittel der 31 untersuchten Städte verteilt sich der Leerstand annähernd paritätisch auf 

die beiden Besitzergruppen (Privat: 54,5 Prozent; Organisierte Wohnungswirtschaft: 45,6 

Prozent). Differenziert nach der Stadtgröße werden aber deutliche Unterschiede sichtbar 

(vgl. Abbildung 3.10): So befinden sich in den Großstädten über zwei Drittel des Leer-

standes im privaten Besitz (69,2 Prozent). Mit abnehmender Stadtgröße steigt hingegen 

der Anteil der leer stehenden Wohnungen, der der Organisierten Wohnungswirtschaft ge-

hört. Und in den Kleinstädten gibt es deutlich mehr leere Wohnungen im Besitz der Orga-

nisierten Wohnungswirtschaft (55,5 Prozent) als im privaten Besitz (44,5 Prozent).  

Abbildung 3.10 

 

 

Zur Baualtersstruktur des Leerstandes liegen nur für 27 der 42 Städte Angaben vor (vgl. 

Abbildung 3.11). In der Mehrzahl der Städte dominiert beim Leerstand der Altbau (> 50 

Prozent in 17 von 27 Städten). Besonders stark geprägt vom Altbau-Leerstand sind die 

Städte Naumburg, Zeitz, Aschersleben und Haldensleben. Einen hohen Anteil Plattenbau-

Leerstand am gesamten Leerstand findet man in den Städten Oschersleben, Sangerhau-

sen, Hohenmölsen, Jessen, Halle und Stendal. In den beiden Städten Merseburg und 

Gardelegen gehört über 40 Prozent des Leerstandes zu Nachkriegsgebäuden (1949-

1989). 
































































































































































































































































